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Liebe Leserinnen,
Liebe Leser,

Ja zur Saatgutvielfalt
Nein zu mehr Bürokratie

Auch in Zukunft können
Klein- und Hobbyzüchter
ihr Saatgut selbst erzeu-
gen, ohne es in einem
Zentralregister eintragen
zu müssen. Das Zwangs-
register, das die Arbeit der
kleinen und mittelständi-
schen Züchter erschwert
hätte, ist vom Tisch. Wir
haben den Kommissions-
vorschlag mit einer brei-
ten, fraktionsübergreifen-
den Mehrheit abgelehnt.
Alte und seltene Saat-
gutsorten werden so wei-
ter geschützt. Der Kom-
missionsvorschlag zu ei-
ner neuen Saatgutverord-
nung hatte gravierende
Schwächen, die wir Abge-
ordnete lieber durch einen
überarbeiteten Vorschlag
behoben sehen möchten
als durch eigenständige
Rechtsakte der Kommis-
sion im Verwaltungsvoll-
zug. Die wertvolle Arten-
vielfalt, die nur kleine
Züchter bieten können,
soll erhalten bleiben.
Ihnen ihre ohnehin oft
schon schwierige Arbeit
schwerer zu machen,
kann nicht in unserem
Interesse liegen.

KFZ-Check nach
deutschem Vorbild

Deutsche Sicherheits-
standards expandieren
nach Europa. Die Haupt-
untersuchungen, wie sie
in Deutschland durchge-
führt werden, werden ab
2018 in allen Mitglieds-
staaten Pflicht. Das heißt,
dass EU-weit nun gilt,
dass man drei Jahre nach
dem Kauf eines Neuwa-
gens erstmals zur Haupt-
untersuchung muss und
anschließend alle zwei
Jahre. Auch die Anforde-
rungen bei mobilen Kon-
trollen von LKW werden
verschärft und vereinheit-
licht. Sicherheitsrisiken
wie abgefahrene Reifen,
schwache Bremsen oder
rutschende Ladung sollen
zukünftig EU-weit stan-
dardmäßig und streng
überprüft werden. Die bei
uns lange bewährten Me-
thoden werden europaweit
für sicherere Straßen sor-
gen. Gerade Deutschland
im Herzen Europas wird
als größtes Transitland
von der wachsenden Si-
cherheit profitieren.

Mehr Rechte
für Pauschalurlauber

Wer Pauschalreisen
bucht, die mehrere Leis-

tungen umfassen, hat das
vielleicht schon erlebt: Die
Kosten explodieren oder
der Anbieter hält seine
vermeintlichen Verpflich-
tungen nicht ein. Dies soll
der Vergangenheit ange-
hören. Die völlig veraltete
EU-Richtlinie wurde nach
fast 25 Jahren überarbei-
tet und zeitgemäß ge-
macht. In Zukunft sollen
Kosten und Leistungen
des Anbieters vor Ver-
tragsabschluss durchgän-
gig transparent sein. Ge-
plant ist außerdem, dass
ein Reiseanbieter ge-
strandeten Urlaubern eine
Unterkunft zur Verfügung
stellen muss. Und sollten
die Reisekosten durch
nachträgliche Preiserhö-
hungen um mehr als 8 %
ansteigen, möchten wir
erreichen, dass die Bu-
chung zahlungsfrei stor-
niert werden kann. Gera-
de für uns als Reisewelt-
meister sind das sonnige
Aussichten!

Türkei: Kein Fortschritt
am Bosporus

Die Türkei hinkt den euro-
päischen Standards noch
immer hinterher. Die Re-
gierung sieht sich mit ei-
nem weitreichenden Kor-
ruptionsskandal konfron-
tiert, regierungskritische
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Justizbeamte werden
zwangsversetzt oder ent-
lassen und die Polizei
ging gewaltsam gegen
Protestanten vor. Hinzu
kommen Gesetze, die die
Meinungs- und Presse-
freiheit massiv einschrän-
ke Es ist eindeutig, dass
die Türkei noch nicht be-
reit für einen EU-Beitritt
ist. Nur SPD und Grüne
begreifen es nicht: Sie
wollten die Beitrittsver-
handlungen mit der Türkei
wieder aufnehmen. Das
haben wir abgelehnt.

Einheitlicher
Datenschutz für Europa

Dass unsere Daten längst
nicht so sicher sind, wie
wir lange Zeit annahmen,
ist uns inzwischen be-
kannt. Aus eben diesem
Grund müssen wir mehr
für den Datenschutz tun.
Eine neue EU-Verordnung
will mit dem rechtlichen
Flickenteppich der Mit-
gliedsstaaten aufräumen
und einheitliches Recht
schaffen. Ein erster Schritt
in die richtige Richtung,
aber bei weitem nicht aus-
reichend. Zum einen müs-
sen wir bestehende Ab-
kommen wie „Safe Har-
bour“ neu strukturieren
und zum anderen uns als
Europa daran machen,

eine eigene IT-
Infrastruktur aufzubauen.
Nur so können wir das
Menschenrecht Daten-
schutz gewährleisten.

Mehr Druck auf
Russland aufbauen

Die Ukraine kommt nicht
zur Ruhe. Nachdem das
ukrainische Volk lange für
mehr Demokratie und
Freiheit gekämpft hat, dür-
fen wir es jetzt auf keinen
Fall alleine lassen. Wirt-
schaftliche Unterstützung
und ein entschlossenes
Vorgehen der europäi-
schen Gemeinschaft ge-
genüber Russland sind
notwendig. Russlands
Vorgehen auf der Krim
und die mangelnde Be-
reitschaft zur Kooperation
müssen Konsequenzen
nach sich ziehen. Mit gro-
ßer Mehrheit hat deshalb
das EU-Parlament eine
Resolution verabschiedet,
die Sanktionen gegenüber
Russland vorsieht.

Europäischer
Staatsanwalt

Missbrauch von EU-
Geldern sollte von einer
europäischen Behörde
verfolgt werden – ja! Aber
die heute im Plenum be-
schlossene Einrichtung

einer Europäischen
Staatsanwaltschaft ist mit
gravierenden Geburtsfeh-
lern behaftet. Der Vor-
schlag sieht weder einen
Europäischen Strafge-
richtshof noch eine euro-
päische Strafprozessord-
nung vor. Dadurch sind
die Rechte der Angeklag-
ten nur ungenügend ge-
schützt, weil der Europäi-
sche Staatsanwalt deut-
lich mehr Rechte und
Möglichkeiten hat als ein
von ihm Angeklagter. Die-
se Bedenken teilen auch
die europäischen An-
waltskammern.

Neuigkeiten aus
meinem Büro

Anfang März durfte ich
Jan Schüssele für sechs
Monate in meinem Team
begrüßen. Der Heiden-
heimer studiert in Kon-
stanz Politik und Verwal-
tungswissenschaften.
Herzlich willkommen!

Besuch aus der Heimat
im Europaparlament

Diese Woche: 109 Schü-
ler des Hohenlohe-
Gymnasiums Öhringen,
40 Schüler der Sibilla-
Egen-Schule Schwäbisch
Hall und die CDU Tann-
hausen mit 36 Personen.


